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Aktuelle Beiträge 

zum Architekten-, privaten Bau- und Vergaberecht 

 
 

 

 

 

 

Architektenrecht 
 
 

Beinhaltet der Auftrag „Gebäude-

planung“ auch eine notwendige 

Freianlagenplanung? 
OLG Köln, Urteil vom 05.11.2025 

- 11 U 138/23 

 

 

Werden im Rahmen der Baugeneh-

migung für ein Gebäude auch An- 

forderungen an Außenanlagen  

gestellt, die bei der Planung des  

Gebäudes zu berücksichtigen sind, ist 

der Architektenvertrag regelmäßig 

dahingehend auszulegen, dass die  

erforderlichen Leistungen der Freian-

lagenplanung zumindest konkludent 

vom Architektenvertrag erfasst sind. 

 

Hier ging es um Angaben zu  

Zufahrts- und Rettungswege sowie 

die notwendigen Stellplätze, die für 

die Baugenehmigung erforderlich  

waren. Diese Leistungen wurden vom 

Architekten im Rahmen der Eingabe-

planung erbracht, welche vom  

Bauherrn auch unterschrieben  

wurden. Der Architekt beansprucht 

nunmehr nicht nur eine Vergütung für 

die erbrachten Planungsleistungen 

Gebäudeplanung, sondern auch  

Freianlagenplanung. 

 

Das Landgericht hat die Klage  

abgewiesen, das Berufungsgericht 

gab dem Kläger (dem Architekten) 

recht. 

 

Der vorliegende Vertrag ist - so das 

Gericht - im Hinblick auf die Frei- 

anlagenplanung dahingehend auszu-

legen, dass die erforderlichen  

Leistungen auch ohne ausdrückliche 

Beauftragung konkludent vom  

Auftrag erfasst seien. Ferner ist  

vorliegend auch eine konkludente  

Beauftragung darin zu sehen, dass der 

Bauherr die Planungsleistungen  

- Unterschrift unter dem Bauantrag - 

verwertet hat und sich somit einver-

standen erklärt hat. Dementsprechend 

sind diese Planungsleistungen auch 

zu vergüten. 

 

Dies ist jedoch eine Einzelfall- 

entscheidung. Gerade wenn es um die 

Abrechnung von Leistungen aus  

einem anderen Leistungsbild geht, ist 

maßgeblich darauf abzustellen, ob die 

Leistungen in Kenntnis und mit  

Billigung des Bauherrn erbracht  

wurden und es nur um die Ab- 

rechnung und nicht mehr um die  

eigentliche Beauftragung geht.  

(Dr. B) 
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Privates Baurecht 
 
 

Muss ein Besteller bei einem  

Mangel auf einen drohenden  

Schaden hinweisen? 
BGH, Urteil vom 13.11.2025 - VII ZR 187/24 

 

 

Der Besteller beauftragte einen  

Unternehmer mit der Errichtung einer 

Fahrsiloanlage. Die Anlage wurde im 

September 2021 fertiggestellt und 

zwischen 10.10.2021 und 14.10.2021 

stellte der Besteller Undichtigkeiten 

fest. Mit Anwaltsschreiben vom 

25.10.2021 forderte er den Unter- 

nehmer auf, den Mangel bis  

spätestens 08.11.2021 zu beseitigen. 

Bereits am 26.10.2021 und 

29.10.2021 musste der Besteller die 

eingebrachte Maisernte veräußern, da 

er diese wegen der Mängel nicht  

lagern konnte. Der Unternehmer  

beseitigte die Mängel bis 08.11.2021. 

Der Besteller begehrt nunmehr aber 

Schadensersatz in Höhe der Mehr- 

kosten von als Ersatz für die Mais-

ernte angekauften Futtermitteln in 

Höhe von 66.977,40 €. Es stellt sich 

die Frage, ob der Besteller auf den 

drohenden Schaden hätte hinweisen 

müssen und daher ein Mitverschulden 

des Bestellers vorliegt. 

 

Ein Mitverschulden nach § 254  

Abs. 2 S.1 BGB setzt voraus, dass der 

Geschädigte es unterlassen hat, den 

Schädiger auf die Gefahr eines  

ungewöhnlich hohen Schadens  

aufmerksam zu machen, den dieser 

weder kennt noch kennen muss, oder 

dass er es unterlassen hat, den  

Schaden zu mindern. Diese Warn- 

obliegenheit setzt ferner voraus, dass 

der Geschädigte die drohende Gefahr 

rechtzeitig erkannt hat oder hätte  

erkennen müssen, während der  

Schädiger die Gefahr weder gekannt 

hat noch kennen musste. Ein Verstoß 

gegen die Warnobliegenheit ist für 

den Schaden nur ursächlich, wenn der 

Schuldner in der Lage war, Gegen-

maßnahmen zu ergreifen. Nach  

Auffassung des BGH ist vorliegend 

der Schaden nicht bereits durch das 

Einfahren der Maisernte oder deren 

Verkauf eingetreten, sondern erst 

durch den Kauf der Futtermittel zu  

einem hohen Preis. Da das Ober- 

landesgericht keine Feststellungen 

zur Kenntnis des hohen Preises  

getroffen hat, wurde das Verfahren 

erneut an das Oberlandesgericht  

zurückverwiesen. (SP) 

 
 

Vergaberecht 
 

 

Gesamtvergabe bei komplexen 

Bauvorhaben zulässig - OLG  

Düsseldorf konkretisiert Anforde-

rungen an Ausnahmen vom  

Losprinzip 
OLG Düsseldorf, Beschluss vom 14.01.2026 

- Verg 16/25 

 

 

Mit Beschluss vom 14.01.2026 hat 

das OLG Düsseldorf entschieden, 

dass bei komplexen Bauvorhaben mit 

ungewöhnlich enger technischer und 

sicherheitsrelevanter Verzahnung der 

einzelnen Gewerke eine Gesamt-

vergabe ausnahmsweise zulässig ist. 

Der öffentliche Auftraggeber kann 

vom Grundsatz der Losvergabe ab-

weichen, sofern gewichtige techni-

sche Gründe für eine Integration der 

Leistungen „aus einer Hand“  

sprechen und diese Überlegungen 
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nachvollziehbar dokumentiert  

wurden. Das Interesse am effizienten 

und sicheren Bauablauf kann in  

solchen Einzelfällen das Interesse 

mittelständischer Unternehmen am 

Zugang zu Teilaufträgen überwiegen. 

 

Der öffentliche Auftraggeber plante 

eine sanierungsbedürftige Brücke an 

bestehender Stelle durch einen  

anspruchsvollen Neubau zu ersetzen. 

Die bauliche Besonderheit lag darin, 

dass der Brückenneubau die Querung 

einer Bundesstraße, einer  

Bundeswasserstraße sowie einer 

Werkbahn und eines Elektrostahl-

werks erforderte. Während der etwa 

30 Monate veranschlagten Bauzeit 

sollten aufwändige Verkehrs- und 

Bauprovisorien, insbesondere ein 

Querverschubverfahren des Über-

baus, eingesetzt werden. Die  

Planungen erforderten eine exakte 

Abstimmung aller Beteiligten zur 

Einhaltung der Sperrzeiten und  

Produktionszyklen des Stahlwerks. 

 

Das Vergabeverfahren wurde europa-

weit offen ausgeschrieben. Der  

Auftraggeber entschied sich gegen 

eine Losaufteilung und begründete 

dies mit der außergewöhnlich engen 

technischen Verzahnung der  

Gewerke, dem komplizierten Bauab-

lauf sowie der Notwendigkeit einer 

hochpräzisen Schnittstellenkoordina-

tion. Eine auf Abbruch-, Spezial- 

tiefbau- und Erdarbeiten spezialisierte 

Bieterin rügte die fehlende Los- 

bildung und leitete ein Nachprüfungs-

verfahren ein. Die Vergabekammer 

des Bundes wies den Antrag zurück. 

Gegen diesen Beschluss wendete sich 

der Bieter im Rahmen des  

Beschwerdeverfahrens an das OLG 

Düsseldorf. 

 

1. Abwägungspflicht: Vorrangige 

Bedeutung der Interessen- 

bewertung 

 

Im Mittelpunkt der Entscheidung 

steht die Pflicht des öffentlichen  

Auftraggebers, im Rahmen der verga-

berechtlichen Losbildungsvor- 

schriften (§ 97 Abs. 4 GWB) eine um-

fassende und sorgfältige Abwägung 

der widerstreitenden Belange  

vorzunehmen. Der Grundsatz der 

Losvergabe dient insbesondere der 

Förderung des Mittelstandes. Von 

diesem darf abgewichen werden, 

wenn im konkreten Einzelfall die 

technischen oder wirtschaftlichen 

Gründe für eine Gesamtvergabe nicht 

lediglich nachvollziehbar, sondern 

tatsächlich überwiegend sind. 

 

Das OLG Düsseldorf hebt hervor, 

dass es nicht genügt, pauschal auf  

organisatorische Schwierigkeiten 

oder einen erhöhten Koordinations-

aufwand hinzuweisen. Vielmehr  

müssen konkret die Gründe dargelegt 

und entsprechend dokumentiert  

werden, aus denen im besonderen 

Einzelfall die Einbindung aller  

Leistungen in eine Hand für den  

Auftraggeber unverzichtbar ist. Die 

Abwägung muss sämtliche Gesichts-

punkte, namentlich auch die mittel-

standsschützenden Interessen, ernst-

haft einbeziehen. Das Gericht  

kontrolliert diese Abwägung darauf-

hin, ob sie nachvollziehbar, voll- 

umfänglich und sachlich fundiert ist. 

 

2. Besonderheiten der technischen 

Verzahnung beim Brückenbau 

 

Die Entscheidung legt besonderen 

Wert auf die außergewöhnliche 

 technische Verzahnung der Bau- 

leistungen im vorliegenden 
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Brückenbauprojekt und die damit ver-

bundene Bedeutung der Abwägung. 

Das Gericht betont, dass die Schnitt-

stellen zwischen Rückbau, Sicherung 

und Neubau mit so hoher Präzision  

aufeinander abgestimmt werden  

müssen, dass eine Zergliederung des 

Projekts in Teil- oder Fachlose zu  

erheblichen Risiken und praktischen 

Problemen führen würde.  

Insbesondere die parallele Ausfüh-

rung, das Ineinandergreifen verschie-

dener Bauphasen und die Einhaltung  

strenger zeitlicher Vorgaben erforder-

ten eine Koordination, die über das 

sonst im Baubereich Übliche weit 

hinausgeht und sogar sicherheits- 

relevant ist. 

 

Ausschlaggebend war, dass etwa  

Abbrucharbeiten ohne gleichzeitige 

statische Sicherung der verbleibenden 

Brückenteile nicht möglich und  

eigenständige Fachlose für Erd- oder 

Abbrucharbeiten technisch ausge-

schlossen waren. Die nachfolgenden 

Bauphasen hingen unmittelbar von 

der Einhaltung präziser Zeitfenster 

(Produktionszyklen, Sperr-zeiten) ab, 

was nur durch einen Hauptauftrag-

nehmer in Gänze  

geleistet werden konnte. 

 

3. Interessenabwägung im kon- 

kreten Fall 

 

Das OLG Düsseldorf bewertet die 

vom Auftraggeber vorgenommene 

Abwägung als überzeugend: Der  

Vorteil für mittelständische Unter-

nehmen und die Losvergabe musste 

letztlich hinter dem höheren  

öffentlichen Interesse an einer  

sicheren, zügigen und effizienten  

Realisierung des in mehrfacher Hin-

sicht riskanten Bauvorhabens zurück-

treten. In seiner Abwägungsent- 

scheidung durfte der Auftraggeber die 

außergewöhnlichen technischen und 

organisatorischen Anforderungen als 

ausschlaggebend ansehen und  

plausibel begründen, warum ein  

Zuschlag an ein Generalunternehmen 

unumgänglich war. 

 

Diese Abwägung ist stets einzelfall-

bezogen und verlangt eine  

eingehende Darstellung der projekt-

spezifischen Besonderheiten und  

Risiken. Pauschale Verweise reichen 

nicht aus. Es sind vielmehr nachvoll-

ziehbare Überlegungen erforderlich, 

welche die Vorteile einer Losvergabe 

- insbesondere für kleine und mittlere 

Unternehmen - durch die spezifisch 

hohen Anforderungen des Einzelfalls 

ausnahmsweise übertreffen. 

 

Fazit und Praxishinweis 

 

Die Entscheidung verdeutlicht, dass 

Abweichungen vom Grundsatz der 

Losvergabe im Vergaberecht streng 

begründungsbedürftig bleiben und 

den Ausnahmefall darstellen. Eine  

zulässige Gesamtvergabe setzt eine 

sorgfältige, dokumentierte und  

projektspezifische Abwägung voraus. 

Es muss deutlich werden, warum die 

Vorteile einer Gesamtvergabe im 

konkreten Einzelfall überwiegen.  

 

Zentral ist dabei die Pflicht zur um-

fassenden und nachvollziehbaren  

Dokumentation der Abwägungs- 

entscheidung. Nur wenn die aus-

schlaggebenden Erwägungen bereits 

im Vergabevermerk oder in den  

Unterlagen transparent festgehalten 

sind, kann die Entscheidung im  

Nachprüfungsverfahren Bestand  

haben. Zwar können im Verlauf des  

Verfahrens ergänzende und präzi-

sierende Erläuterungen nachge- 
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schoben werden, doch tragende neue 

Beweggründe oder wesentliche Teile 

des Sachverhalts dürfen nicht  

erstmals eingeführt werden. Mängel 

in der Dokumentation, die  

verhindern, dass die Gründe für die 

Gesamtvergabe nachvollzogen  

werden können, können zur  

Aufhebung des Vergabeverfahrens 

führen. 

 

Öffentliche Auftraggeber sind daher 

gut beraten, die Abwägungsent- 

scheidung sowie sämtliche projekt-

spezifisch relevanten Besonderheiten 

vollständig und sorgfältig zu doku-

mentieren. So kann sowohl der Mit-

telstandsschutz im Vergaberecht als 

auch die praktische Durchführ-barkeit 

komplexer Bauprojekte rechtssicher 

gewährleistet werden. (IF) 

 
 

Das Erbringen von Rechtsdienst-

leistungen ist dem "Vergabe- 

berater" nicht gestattet 
LG Gießen, Urteil vom 12.01.2026  

- 6 O 41/25 

 

 

Das Landgericht Gießen hat mit  

Urteil vom 12.01.2026 (Az. 

6 O 41/25) einem Landkreis die  

Ausschreibung bestimmter vergabe-

rechtlicher Beratungsleistungen an 

Nicht-Rechtsanwälte untersagt. Die 

Kammer stellte klar: Wer Aufgaben 

wie die Erstellung von Vertragsent-

würfen, die Festlegung von Eignungs- 

und Bewertungskriterien oder die 

rechtssichere Durchführung von 

Vergabeverfahren vergibt, beauftragt 

Rechtsdienstleistungen - und diese 

dürfen nur von zugelassenen Rechts-

anwälten erbracht werden. 

 

 

Sachverhalt 

 

Der beklagte Landkreis hatte im  

Oktober 2025 einen "Ausschrei-

bungs- und Einführungsbegleiter" für 

ein CAFM-System (Computer-

Aided-Facility-Management) ge-

sucht. In den Vergabeunterlagen  

forderte er unter anderem: 

 

• Vorbereitung und Durchfüh

 rung eines "rechtssicheren 

 Vergabeverfahrens" 

• "Sicherstellung einer rechts

 konformen Durchführung der 

 Vergabe" 

• "Fachkompetenz im Vergabe

 recht" 

• Erstellung von Eignungs- und 

 Bewertungskriterien sowie 

 Vertragsentwürfen 

• Beratung zu Verfahrensdesign 

 nach UVgO, VgV und GWB 

 

Entscheidend: Eine Befugnis zur  

Erbringung von außergerichtlichen 

Rechtsdienstleistungen und Rechts-

beratung nach dem RDG wurde an 

keiner Stelle der Ausschreibung  

gefordert. Der Landkreis setzte also 

voraus, dass auch Bieter ohne anwalt-

liche Zulassung diese Leistungen  

erbringen dürften. 

 

Eine spezialisierte Anwaltskanzlei für 

Vergaberecht mahnte den Landkreis 

ab - ohne Erfolg. Daraufhin erwirkte 

sie eine einstweilige Verfügung. 

 

Die Entscheidung des Gerichts 

 

1. Rechtsdienstleistungen erfor-

dern anwaltliche Zulassung 

 

Das Gericht sah in den ausgeschriebe-

nen Tätigkeiten eindeutig Rechts-

dienstleistungen im Sinne des 
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Rechtsdienstleistungsgesetzes 

(RDG). Die geforderten Leistungen - 

von der Festlegung der Vergabever-

fahrensart über Eignungskriterien bis 

zur Beantwortung rechtlicher Bieter- 

fragen - seien juristischer Natur und 

erforderten fundierte Rechtskennt-

nisse. 

 

Dass der Landkreis keine anwaltliche 

Zulassung als Eignungsvorausset-

zung verlangt hatte, machte die  

Ausschreibung nach Ansicht des  

Gerichts gerade rechtswidrig: Der  

Landkreis forderte damit faktisch 

Nicht-Anwälte zur Erbringung von 

Rechtsdienstleistungen auf, die ihnen 

gesetzlich nicht erlaubt sind. 

 

2. Keine bloße Nebenleistung 

 

Der Landkreis berief sich vergeblich 

auf § 5 Abs. 1 RDG, wonach Rechts-

dienstleistungen als Nebenleistung zu 

anderen Tätigkeiten erlaubt sein  

können. Das Gericht stellte klar: Die 

rechtlichen Aufgaben seien hier kein 

untergeordneter Zusatz, sondern 

prägten die Gesamttätigkeit wesent-

lich. Die Ausschreibung selbst habe 

in einem eigenen "Rollenprofil C  

- Vergabe/Regelwerk" die vergabe-

rechtliche Expertise als eigenständi-

gen Kernbereich definiert. 

 

Die Kammer betonte: 

 

Wenn rechtliche und fachlich- 

technische Leistungen so klar  

trennbar sind, dass sie in ver- 

schiedenen Anforderungsprofilen  

beschrieben werden können, dürfen 

sie nicht künstlich zusammengefasst 

werden, um die Bindung an das RDG 

zu umgehen. 

 

3. Öffentliche Hand ist nicht  

privilegiert 

 

Besonders bedeutsam: Das Gericht 

wies die Argumentation des Land-

kreises zurück, er handle hoheitlich 

und unterliege daher nicht dem  

Wettbewerbsrecht. Die Kammer 

stellte fest: 

 

• Wer Leistungen am Markt 

nachfragt, muss sich an 

Marktregeln halten. 

• Die Vergabe erfolgt auf  

privatrechtlicher Grundlage. 

• Dass mit der Beschaffung 

letztlich öffentliche Aufgaben 

erfüllt werden, ist unerheblich. 

• Auch die Verwaltung von 

Räumlichkeiten ist keine  

klassische hoheitliche Tätig-

keit. 

 

Der Landkreis hafte als "Teilnehmer" 

an der Rechtsverletzung: Er fördere 

bewusst die unerlaubte Rechtsdienst-

leistung durch Nicht-Anwälte - zu  

eigenen Gunsten (Kostenersparnis) 

und zugunsten der beauftragten  

Unternehmen (unzulässiges Entgelt). 

 

Praktische Bedeutung 

 

Die Entscheidung sendet ein klares 

Signal an öffentliche Auftraggeber: 

Die Beauftragung von Vergabe- 

beratern ohne anwaltliche Zulassung 

ist riskant, wenn deren Tätigkeit 

rechtliche Kernaufgaben umfasst. 

Diese Leistungen lassen sich derzeit 

nicht rechtssicher an Architekten oder 

Ingenieure „an den Anwälten vorbei“ 

vergeben. 

 

Der vom Landkreis herangezogene 

Vergleich mit einem Architekten 

greift nicht. Auch Architekten  
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unterliegen dem Verbot des § 3 RDG; 

rechtliche Tätigkeiten sind bei ihnen 

nur als echte Nebenleistungen zuläs-

sig. Ein gleichwertiger Tätigkeits- 

bereich zum „Manager von Vergabe-

verfahren“, der die Gewährleistung 

eines rechtssicheren Vergabe- 

verfahrens umfasst, ist im Berufsbild 

des Architekten nicht ersichtlich. 

Maßgeblich ist: Sobald konkrete 

Rechtsfragen bearbeitet werden, die 

ohne Beeinträchtigung der Haupt-

leistung an Rechtsanwälte ausgelagert 

werden können, fehlt der erforder- 

liche innere Zusammenhang zur 

Haupttätigkeit. Genau so liegt es hier: 

Die juristische Begleitung des  

Vergabeverfahrens ist komplex und 

klar von der fachlich-konzeptionellen 

Projektarbeit trennbar. Konsequenz: 

Der Vergleich mit Architekten recht-

fertigt keine Umgehung des RDG; die 

rechtliche Begleitung des Vergabe-

verfahrens ist anwaltlich zu  

erbringen. (GS) 
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